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Wildeck lehnt Endlager-Suche ab

Landkreis soll per Resolution aus Standortsuche für Atommüll herausgenommen werden

Wildeck – „Raus aus dem Suchverfah-

ren“ – mit dieser Forderung hat die

FWG die Endlager-Debatte in die Ge-

meindevertretung Wildeck geholt. Das

Gremium befasste sich mit einer Reso-

lution, die den Ausschluss des Landkrei-

ses Hersfeld-Rotenburg aus dem lau-

fenden Standortauswahlverfahren für

hoch radioaktive Abfälle verlangt. Die

Positionen lagen teils weit auseinan-

der, am Ende gab es eine Mehrheit.

Den Einstieg machte Dr. Kurt Schrei-

ner, der darlegte, warum er die Regi-

on für ungeeignet halte. Er verwies auf

die historische Entwicklung der Kern-

energie und darauf, dass das Entsor-

gungsproblem lange verdrängt worden

sei. Atommüll müsse über extrem lan-

ge Zeiträume sicher gelagert werden.

„Der Mensch denkt in Sekunden, Minu-

ten, vielleicht in Jahren – hier wird ver-

langt, über Zeiträume von einer Million

Jahre nachzudenken“, sagte Schreiner.

Aus fachlicher Sicht seien für eine End-

lagerung weltweit nur drei geologische

Formationen im Gespräch: Salz, Ton

und Granit. Für die Region komme al-

lein Salz in Betracht. Gerade hier sah

Schreiner jedoch Risiken. Er verwies auf

Basaltgänge in Salzformationen als Hin-

weis auf früheren Vulkanismus. Zudem

nannte er eingeschlossene CO2-Blasen

unter hohem Druck, die im Bergbau zu

gefährlichen Situationen führen könn-

ten.

Ein weiterer Punkt war für ihn der jahr-

zehntelange Kaliabbau. Es gebe gro-

ße Hohlräume, Salz verforme sich un-

ter Druck langsam, die Erdoberfläche

könne absinken. In Kombination mit

Fließgewässern wie der Werra und be-

stehenden Altlasten halte er ein Endla-

ger hier für nicht verantwortbar. Auch

auf durch Bergbau ausgelöste Erdbe-

ben ging Schreiner ein. Arbeitsplätze im

Kalibergbau seien wichtig, sagte er, aus

seiner Sicht wögen aber die geologi-

schen Risiken schwerer.

Deutlich kritischer fiel die Wortmel-

dung von Martina Selzer (Grüne) aus.

Sie bezeichnete den Antrag als popu-

listisch und stellte infrage, ob eine ein-

zelne Gemeinde überhaupt der richti-

ge Absender für eine Resolution sei, die

den gesamten Landkreis betreffe. Zu-

gleich machte sie deutlich, dass die End-

lagerfrage eine Folge jahrzehntelan-

ger politischer Versäumnisse sei: Atom-

kraftwerke seien betrieben worden, oh-

ne die Entsorgung ernsthaft zu klären.

Selzer betonte, dass kein Landkreis ein

Endlager vor der eigenen Haustür wol-

le und sich überall Argumente gegen ei-

nen Standort finden ließen. „Es wäre für

jeden beliebigen Landkreis leicht, Grün-

de zu finden, warum er nicht geeig-

net ist“, sagte sie. Gerade deshalb brau-

che es ein bundesweites, wissenschafts-

basiertes Auswahlverfahren. Den An-

trag wertete sie als Ausdruck des soge-

nannten St.-Florians-Prinzips, bei dem

Probleme grundsätzlich abgelehnt wür-

den, solange sie andere träfen. Sie ver-

wies dabei auch auf Schreiners Haltung

zu Windkraftanlagen, die er aus ihrer

Sicht in ähnlicher Schärfe kritisiere. Der

aktuelle Stand für die Region sei offen,

eine Eignung weder bestätigt noch aus-

geschlossen. Dass Salz als Wirtsgestein

favorisiert werde, liege an seiner Fähig-

keit, Hohlräume über lange Zeiträume

selbstständig zu verschließen. Auch das

Erdbebenargument hielt sie für relati-

vierbar.

Zudem äußerte Selzer grundsätzliche

Zweifel daran, dass hochradioaktiver

Abfall überhaupt irgendwo dauerhaft

sicher gelagert werden könne. Die Re-

solution lehnte sie ab, weil sie Verant-

wortung eher verlagere als übernehme.

„Unsere Aufgabe als Kommunalpoliti-

ker ist es, Verantwortung zu überneh-

men und nicht Probleme auf andere ab-

zuwälzen“, sagte sie.

Darauf reagierte Schreiner verärgert.

Er wies den St.-Florians-Vorwurf zurück

und kritisierte, dabei persönlich ange-

griffen zu werden, insbesondere durch

den Verweis auf eine angebliche Wind-

kraft-Gegnerschaft. Tatsächlich habe er

selbst vor Jahren angestoßen, Standor-

te für Windräder in Wildeck zu prüfen.

Unterstützung für die Resolution kam

schließlich von Edeltraud Kopschitz

(CDU). Sie erklärte die Zustimmung

der CDU-Fraktion und verwies auf eine

schriftliche Stellungnahme der Bundes-

gesellschaft für Endlagerung, die der

CDU-Bundestagsabgeordnete Wilhelm

Gebhard vor einigen Wochen erhalten

habe. Gebhard habe die BGE um Klä-

rung zentraler Fragen gebeten, nach-

dem bekannt geworden sei, dass der

Landkreis weiterhin als „optimales Ge-

biet“ im Standortauswahlverfahren ge-

führt werde. Die CDU kündigte an, den

Prozess weiter zu begleiten und den

Wahlkreis zu informieren.

Am Ende stimmte die Gemeindever-

tretung der Resolution mehrheitlich

zu: 12 Stimmen dafür, vier dagegen,

zwei Enthaltungen. Der Gemeindevor-

stand wurde beauftragt, die Resoluti-

on an die Bundesgesellschaft für End-

lagerung, die Hessische Landesregie-

rung, den Landrat des Landkreises Hers-

feld-Rotenburg sowie die IG BCE weiter-

zuleiten.MAXIMILIAN SCHALLER
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